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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung, 
des Angestelltenversicherungsgesetzes, 
des Reichsknappschaftsgesetzes 
und des Handwerkerversicherungsgesetzes 

I. 

Die Redchsvensicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 160 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen setzen durch 
Rechtsverordnung den Wert der Sachbezüge 
unter Berücksichtigung ihres tatsächlichen Ver- 
kehrswerteis für jedes Kalenderjahr im voraus 
fest. Sie können die Ermächtigung auf die für 
die Angelegenheiten der Sozialversicherung 
zuständigen obersten Landesbehörden über- 
tragen." 

2. § 209 a erhält folgende Fassung: 

„§ 209 a 

(1) Bei pflichtversicherten Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst, denen nach § 1 Abs. 2, § 9 
Abs. 1 und § 15 a des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
Bezüge weiterzugewähren sind, gilt das Be- 
schäftigungsverhältniis als durch den Wehr- 
dienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehr- 
pflichtgesetzes nicht unterbrochen. Für die 
Dauer des Wehrdienstes ruht die Versicherten- 


krankenhilfe. Der Beitrag wird auf ein Drittel 
ermäßigt. 

(2) Bei pflichtversicherten Beschäftigten, die 
nicht unter Absatz 1 fallen, sowie bei freiwillig 
Versicherten berührt Wehrdienst nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes eine 
bestehende Versicherung bei einem Träger der 
Krankenversicherung nicht, jedoch ruht für die 
Dauer des Wehrdienstes die Versicherten- 
krankenhilfe. Für die Berechnung des Sterbe- 
geldes und von Barleistungen der Familienhilfe 
ist der letzte Grundlohn des Versicherten vor 
der Einberufung maßgebend. Der Bund zahlt 
den zuständigen Trägern der Krankenversiche- 
rung ein Drittel des Beitrags, der zuletzt vor 
der Einberufung zu entrichten war. 

(3) Bei pfliichtversicherten Beschäftigten hat 
der Arbeitgeber, bei Arbeitslosen das Arbeits- 
amt den Beginn des Wehrdienstes sowie das 
Ende des Grundwehrdienstes und einer Wehr- 
übung dem zuständigen Träger der Kranken- 
versicherung unverzüglich zu melden; diese 
Meldepflicht hat für das Ende eines Wehr- 
dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Wehrpfldcht- 
gesetzes der Bunde smimister für Verteidigung 
oder die von dhm bestimmte Stelle. Freiwillig 
Versicherte haben die Meldungen selbst zu er- 
statten. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Ausnahmen von der 
Meldepflicht bestimmen sowie im Einverneh- 
men mit dem Bundesmirnister für Verteidigung 
und dem Bundesminister der Finanzen für die 
Beitragszahlung nach Absatz 2 eine pauschale 
Beitragsberechnung vorschreiben und die Zah- 
lungsweise regeln." 
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3. § 1227 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Personen, deren verslcherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit, auf Grund derer 
für isie Beiträge zur Rentenversicherung der 
Arbeiter entrichtet sind, wegen einer Wehr- 
dienstleistung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 des Wehrpflichtgesetzes unterbrochen 
worden ist, sowie Handwerker, die im Zeit- 
punkt der Einberufung zur Wehrdienst- 
leistung nach § 1 Abs. 1 des Handwerker- 
versicherungsgesetzes versichert waren, 
für die Dauer der Wehrdienstleistung. Bei 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, denen 
nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und § 15 a des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes Bezüge weite r- 
zugewähren sind, gilt das Beschäftigungs- 
verhältnis als durch den Wehrdienst nicht 
unterbrochen." 

4. § 1232 Abs. 4 wird gestrichen. 

5. In § 1255 Abs. 6 werden die Worte „und 6" ge- 
gestrichen sowie folgender Satz angefügt: 

„Bei Personen, die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 ver- 
sichert sind, ist für jeden Kalendermonat des 
Wehrdienstes als Bruttoarbeitsentgelt des Ver- 
sicherten ein Zwölftel des durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts aller Versicherten der 
Rentenversicherungen der Arbeiter, der Ange- 
stellten und der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung ohne Lehrlinge und Anlernlinge zu- 
grunde zu legen, der für das Kalenderjahr, in 
dem der Wehrdienst geleistet wird, bestimmt 
ist; soweit der Wehrdienst nicht einen vollen 
Kalendermonat umfaßt, wird für jeden Tag des 
Wehrdienstes ein Dreißigstel des auf den 
Kalendermonat entfallenden Bruttoarbeitsent- 
geltis zugrunde gelegt." 

6. In § 1303 wird folgender Absatz angefügt: 

„(8) Beiträge für die Zeit der Versicherung 
nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 werden nicht erstattet." 

7. § 1385 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

,,d) beii während einer Wehrdienstleistung 
nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versicherten 
Personen der auf den Zeitraum, für 
den Beiträge zu entrichten isind, be- 
rechnete durchschnittliche Bruttoarbeits- 
entgelt aller Versicherten der Renten- 
versicherungen der Arbeiter, der An- 
gestellten und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ohne Lehrlinge und 
und Anlernlinge." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 6 versichert sind, 
den Beitrag in einem Gesamtbetrag für alle 
drei Zweige der gesetzlichen Rentenver- 


sicherung. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminiister für Verteidigung 
und dem Bundesminiister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates eine pauschale Berechnung des Ge- 
samtbetrages vorschreiben sowie die Ver- 
teilung dieses Betrages auf die einzelnen 
Verslcherungszwaige und die Zahlungs- 
weise regeln." 

8. In § 1404 Satz 1 werden die Worte „und 6" so- 
wie in Satz 3 die Worte „und d" gestrichen. 

9. § 1412 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wehrdienstzeiten, Ersatzzeiten (§ 1251) 
und Ausfallzeiten (§ 1259), die der Versicherte 
nachweist, trägt die Ausgabestelle ln die um- 
getauschte Karte und in die Aufrechnungs- 
bescheinigung ein." 

10. Nach § 1412 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 1412 a 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Kehrt der Versicherte 
an seinen früheren Arbeitsplatz zurück, so hat 
er die Bescheinigung seinem Arbeitgeber aus- 
zuhändigen, der sie beim Umtausch der Ver- 
sicherungskarte der Ausgabestelle vorlegt. Die 
Ausgabestelle überträgt den Inhalt der Beschei- 
nigung auf die Versicherungskarte und leitet 
die Bescheinigung mit der Versicherungskarte 
dem Versicherungsträger zu." 


II. 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. Personen, deren versicherungspflichtiige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit, auf Grund derer 
für sie Beiträge zur Rentenversicherung der 
Angestellten entrichtet sind, wegen einer 
Wehrdienstleistung im Sinne des § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes unter- 
brochen worden ist, sowie Personen, die vor 
der Wehrdienstleistung in keinem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht- 
oder freiwillig versichert waren, für die 
Dauer der Wehrdienistleistung. Bei Beschäf- 
tigten im öffentlichen Dienst, denen nach 
§ 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 und § 15 a des Ar- 
beitsplatzschutzgesetzes Bezüge weiterzuge- 
währen sind, gilt das Beschäftigungsverhält- 
nis als durch den Wehrdienst nicht unter- 
brochen." 

2. § 9 Abs. 4 wird gestrichen. 
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3. In § 32 Abs. 6 werden die Worte „und 8" ge- 
strichen sowie folgender Satz angefügt: 

„Bei Personen, die nach § 2 Nr, 8 versichert siind, 
ist für jeden Kalendermonat des Wehrdienstes 
als Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten ein 
Zwölftel des durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
entgelts aller Versicherten der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter, der Angestellten und der 
knappschaftliichen Rentenversicherung ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge zugrunde zu legen, der 
für das Kalenderjahr, in dem der Wehrdienst ge- 
leistet wird, bestimmt isst; soweit der Wehrdienst 
nicht einen vollen Kalendermonat umfaßt, wird 
für jeden Tag des anrechenbaren Wehrdienstes 
ein Dreißigstel des auf den Kalendermonat ent- 
fallenden Bruttoarbeitsentgelts zugrunde ge- 
legt.“ 

4. In § 82 wird folgender Absatz angefügt: 

„(8) Beiträge für die Zeit der Versicherung 
nach § 2 Nr. 8 werden nicht erstattet." 

5. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe d erhält folgende Fas- 
sung: 

,,d) bei während einer Wehrdienstleistung 
nach § 2 Nr. 8 versicherten Personen der 
auf den Zeitraum, für den Beiträge zu 
entrichten sind, berechnete durchschnitt- 
liche Bruttoarbeitsentgelt aller Versicher- 
ten der Rentenversicherungen der Ar- 
beiter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ohne 
Lehrlinge und Anlernlinge." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 2 Nr. 8 versichert sind, den Beitrag 
in einem Gesamtbetrag für alle drei Zweige 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozdalordnung 
kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung und dem Bundes- 
minlister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates eine 
pauschale Berechnung des Gesamtbetrages 
vorschreiben sowie die Verteilung dieses Be- 
trages auf die einzelnenVersicherungszweige 
und die Zahlungsweise regeln." 

6. In § 126 Satz 1 werden die Worte „und 8" so- 
wie in Satz 3 die Worte „und d" gestrichen. 

7. § 134 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wehrdienstzeiten, Ersatzzeiten (§ 28) und 
Ausfallzeiten (§ 36), die der Versdcherte nach- 
weist, trägt die Ausgabestelle in die umge- 
tauschte Karte und in die Aufrechnungsbeschei- 
nigung ein." 

8. Nach § 134 wird folgende Vorschrift edngefügt: 

„§ 134 a 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 


leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Kehrt der Versicherte an 
seinen früheren Arbeitsplatz zurück, so hat er 
die Bescheinigung seinem Arbeitgeber auszu- 
händigen, der sie beim Umtausch der Vensiche- 
rungskarte der Ausgabestelle vorlegt. Die Aus- 
gabestelle überträgt den Inhalt der Bescheini- 
gung auf die Versicherungskarte und leitet die 
Bescheinigung mit der Versicherungskarte dem 
Versicherungsträger zu." 


III. 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden versichert 

1. die in § 1 genannten Personen, 

2. Personen, deren versicherungspflich- 
tige Beschäftigung, auf Grund derer 
für sie Beiträge zur knappschaft- 
schaftlichen Rentenversicherung ent- 
richtet sind, wegen einer Wehr- 
dienstleistung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Nr, 1 bis 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes unterbrochen worden ist, 
für die Dauer der Wehrdienst- 
leiistung. Bei Beschäftigten dm öffent- 
lichen Dienst, denen nach § 1 Abs. 2, 
§ 9 Abs. 1 und § 15 a des Arbeits- 
platzschutzgesetzes Bezüge weiter- 
zugewähren sind, gilt das Beschäf- 
tigungsverhältnis als durch den 
Wehrdienst nicht unterbrochen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 8 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„(9) Bei Personen, die nach § 29 Abs. 1 
Nr. 2 versichert sind, ist für jeden Kalender- 
monat des Wehrdienstes als Biuttoarbeits- 
entgelit des Versicherten ein Zwölftel des 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts aller 
Versicherten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge zugrunde zu legen, der 
für das Kalenderjahr, in dem der Wehrdienst 
geleistet wird, bestimmt ist; soweit der Wehr- 
dienst nicht einen vollen Kalendermonat um- 
faßt, wird für jeden Tag des Wehrdienstes 
etin Dreißigstel des auf den Kalendermonat 
entfallenden Bruttoarbeitsentgelts zugrunde 
gelegt," 

b) Absatz 9 wird Absatz 10. 
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3. Im § 95 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Beiträge für die Zeit der Versicherung 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 werden nicht erstattet." 

4. § 130 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

,,b) bei während einer Wehrdienstleistung 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 versicherten 
Personen der auf den Zeitraum, für 
den Beiträge zu entrichtet sind, berech- 
nete durchschnittliche Bruttoarbeitsent- 
gelt aller Versicherten der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter, der Angestell- 
ten und der knappschaftlichen Renten- 
versicherung ohne Lehrlinge und An- 
lernlinge." 

b) In Absatz 6 Buchstabe b ist nach „§ 29" ein- 
zufügen „Abs. 1 Nr. 2". 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Der Bund entrichtet für die Personen, 
die nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 versichert sind, 
den Beitrag in einem Gesamtbetrag für alle 
drei Zweige der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verteidigung und 
dem Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates eine pauschale Berechnung des Ge- 
samtbetrages vorschreiben sowie die Ver- 
teilung dieses Betrages auf die einzelnen 
Versicherungszweige und die Zahlungsweise 
regeln." 

5. Nach § 139 wird folgender § 140 eingefügt: 

„§ 140 

Die Bundeswehr stellt den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst- 
leistenden eine Bescheinigung über die Dauer 
des Wehrdienstes aus. Kehrt der Versicherte an 
seinen früheren Arbeitsplatz zurück, so hat er 
die Bescheinigung seinem Arbeitgeber auszu- 
händigen, der sie bei der Anmeldung dem 
Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
zu übersenden hat." 

IV. 

Das Handwerkerversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

§ 1 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Nach diesem Gesetz werden Handwerker, 
die in die Handwerksrolle eingetragen sind, in der 
Rentenversicherung der Arbeiter versichert, solange 
sie Beiträge für eine rentenversicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit für weniger als zwei- 
hundertsechzehn Kalendermonate entrichtet haben. 

(2) Die Versicherungspflicht nach § 1227 Abs. 1 
Nr. 6 der Reichsversicherungsordnung geht der- 
jenigen nach Absatz 1 vor." 

Bonn, den 6. 


; Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bunde, sgesetzbl. I S. 321), zuletzt 
geändert durch das Dritte Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 28. Oktober I960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 833) wird wie folgt geändert: 

In § 56 Abs. 2 werden die Worte „Grundwehr- 
dienstes, einer Wehrübung von mehr als einer 
Woche" ersetzt durch die Worte „Wehrdienstes 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes ". 

Artikel 3 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

§ 3 Abs. 2 Nr. 8 des Kindergeldgesetzes vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) in der 
Fassung des Unterhaltssticherungsgesetzes vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1046) erhält fol- 
gende Fassung: 

„8. für die Kinderzulage nach oder in entsprechen- 
der Anwendung von § 6 a Abs. 2 des Wehrsold- 
gesetzes oder Kindergeld nach § 5 Abs. 3 Satz 1 
des Unterhaltssicherungsgesetzes gewährt wird 
oder der Anspruch nach Satz 2 der zuletzt ge- 
nannten Vorschrift ausgeschlossen ist." 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 

§ 27 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über die Tuber- 
kulosehilfe vom 23. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 513) erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt jedoch nicht in den Fällen des Absatzes 1 
und der §§ 23 und 24, bei wehrpflichtigen Soldaten 
und Ersatzdienstleistungen sowie deren Familien- 
angehörigen nicht über die Beendigung des Dienst- 
verhältnisses hinaus, iim übrigen nicht über den Ab- 
lauf des dritten auf die Entlassung aus der statio- 
nären Behandlung folgenden Monats hinaus." 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

A r*t i k e 1 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft. 

Dezember 1960 


Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 



